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Textgegenüberstellung 
Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

Artikel 1 
Änderung des Schulunterrichtsgesetzes 

§ 17. (1) bis (3) … § 17. (1) bis (3) … 
(4) … 

Bei der Entscheidung gemäß lit. a und b ist anzustreben, daß der Schüler die für 
ihn bestmögliche Förderung erhält. Gegen eine Entscheidung gemäß lit. a ist eine 
Berufung an die Schulbehörde zweiter Instanz zulässig; gegen die Entscheidung 
der Schulbehörde zweiter Instanz ist ein ordentliches Rechtsmittel nicht zulässig. 

(4) … 
Bei der Entscheidung gemäß lit. a und b ist anzustreben, daß der Schüler die für 
ihn bestmögliche Förderung erhält. 

§ 46. (1) Sammlungen unter den Schülern in der Schule (einschließlich der 
Einhebung von Mitgliedsbeiträgen) sind nur mit Bewilligung zulässig. Zur 
Erteilung der Bewilligung für Sammlungen, die nur unter Schülern der 
betreffenden Schule durchgeführt werden sollen, ist das Klassen- bzw. 
Schulforum (§ 63a) bzw. der Schulgemeinschaftsausschuß (§ 64), im übrigen die 
Schulbehörde erster Instanz - für allgemeinbildende Pflichtschulen die 
Schulbehörde zweiter Instanz - zuständig. Die Bewilligung darf … 

§ 46. (1) Sammlungen unter den Schülern in der Schule (einschließlich der 
Einhebung von Mitgliedsbeiträgen) sind nur mit Bewilligung zulässig. Zur 
Erteilung der Bewilligung für Sammlungen, die nur unter Schülern der 
betreffenden Schule durchgeführt werden sollen, ist das Klassen- bzw. 
Schulforum (§ 63a) bzw. der Schulgemeinschaftsausschuß (§ 64), im übrigen die 
Schulbehörde erster Instanz - für allgemeinbildende Pflichtschulen, der 
Landesschulrat - zuständig. Die Bewilligung darf … 

§ 49. (1) bis (3) … § 49. (1) bis (3) … 
(4) Die Schulbehörde erster Instanz hat nach Durchführung des 

Ermittlungsverfahrens die Beendigung des Ausschlußverfahrens festzustellen, 
wenn die Voraussetzungen im Sinne des Abs. 1 für einen Ausschluß nicht 
vorliegen. Sie kann zugleich dem Schüler eine Rüge erteilen oder eine Maßnahme 
nach § 47 Abs. 2 anordnen, wenn sein Verhalten zwar einen Ausschluß nicht 
begründet, er aber sonst gegen seine Pflichten verstoßen hat. Andernfalls hat die 
Schulbehörde erster Instanz den Ausschluß des Schülers mit Bescheid 
auszusprechen. 

(4) Die Schulbehörde erster Instanz hat nach Durchführung des 
Ermittlungsverfahrens die Beendigung des Ausschlußverfahrens festzustellen, 
wenn die Voraussetzungen im Sinne des Abs. 1 für einen Ausschluß nicht 
vorliegen. Sie kann zugleich dem Schüler eine Rüge erteilen oder eine Maßnahme 
nach § 47 Abs. 2 anordnen, wenn sein Verhalten zwar einen Ausschluß nicht 
begründet, er aber sonst gegen seine Pflichten verstoßen hat. Andernfalls hat die 
Schulbehörde erster Instanz den Ausschluß des Schülers auszusprechen. 

(5) … (5) … 
(6) Gegen den Ausschluß ist eine Berufung an die Schulbehörde zweiter 

Instanz zulässig; gegen die Entscheidung der Schulbehörde zweiter Instanz ist 
kein ordentliches Rechtsmittel zulässig. 

 

(7) bis (9) … (7) bis (9) … 
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§ 49. (1) bis (5) … § 49. (1) bis (5) … 
§ 70. (1) … 

 a) bis f) … 
§ 70. (1) … 

 a) bis f) … 
  g) Maßnahmen der Begabungsförderung (§§ 26, 26a, 26b, 26c), 
 g) Verlängerung der Höchstdauer des Schulbesuches (§ 32 Abs. 8),  h) Verlängerung der Höchstdauer des Schulbesuches (§ 32 Abs. 8), 
 h) Zulassung zu abschließenden Prüfungen einschließlich Vorprüfungen 

und Zusatzprüfungen in einer anderen als der beantragten Form und 
Nichtzulassung zu diesen Prüfungen sowie Zulassung zu 
Externistenprüfungen (§§ 36a, 40 bis 42), 

 i) Zulassung zu abschließenden Prüfungen einschließlich Vorprüfungen 
und Zusatzprüfungen in einer anderen als der beantragten Form und 
Nichtzulassung zu diesen Prüfungen sowie Zulassung zu 
Externistenprüfungen (§§ 36a, 40 bis 42), 

 i) Fernbleiben von der Schule (§ 45),  j) Fernbleiben von der Schule (§ 45), 
 j) Versetzung in eine Parallelklasse oder einen anderen Lehrgang (§ 47 

Abs. 2). 
 k) Versetzung in eine Parallelklasse oder einen anderen Lehrgang (§ 47 

Abs. 2). 
Berufung 

§ 71. (1) Gegen Entscheidungen in den Angelegenheiten des § 70 Abs. 1 ist 
die Berufung an die Schulbehörde erster Instanz zulässig. Die Berufung ist 
schriftlich (in jeder technisch möglichen Form, nicht jedoch mit E-Mail) 
innerhalb von fünf Tagen bei der Schule, im Falle der Externistenprüfungen bei 
der Prüfungskommission, einzubringen. 

 

(2) Gegen die Entscheidung,  
 a) daß die Einstufungs-, Aufnahms- oder Eignungsprüfung nicht 

bestanden worden ist (§§3, 8, 28 bis 31), 
 b) betreffend den Wechsel von Schulstufen in der Grundstufe I der 

Volksschule (§ 17 Abs. 5), 
 c) daß der Schüler zum Aufsteigen nicht berechtigt ist oder die letzte 

Stufe der besuchten Schulart nicht erfolgreich abgeschlossen hat 
(Entscheidung gemäß § 20 Abs. 6, Entscheidung nach Ablegung von 
einer oder zwei Wiederholungsprüfungen, jeweils in Verbindung mit § 
25), 

 d) daß die Aufnahmsprüfung gemäß § 31b Abs. 4 nicht bestanden 
worden ist, 

 e) daß der Schüler auf der nächsten Schulstufe eine niedrigere 
Leistungsgruppe zu besuchen hat oder daß sein Antrag auf Umstufung 
in die höhere Leistungsgruppe für die nächste Schulstufe abgelehnt 
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wird (§ 31c Abs. 6), 

 f) daß eine Reifeprüfung, eine Reife- und Diplomprüfung, eine 
Diplomprüfung, eine Abschlußprüfung, eine Zusatzprüfung oder eine 
Externistenprüfung nicht bestanden worden ist (§§ 38, 41, 42), 

 g) dass dem Ansuchen gemäß § 26a nicht vollinhaltlich stattgegeben 
wurde, 

ist die Berufung an die Schulbehörde erster Instanz zulässig. Die Berufung ist 
schriftlich (in jeder technisch möglichen Form, nicht jedoch mit E-Mail) 
innerhalb von fünf Tagen bei der Schule, im Falle der Externistenprüfungen bei 
der Prüfungskommission, einzubringen. Der Schulleiter (der Vorsitzende der 
Prüfungskommission) hat die Berufung unter Anschluß einer Stellungnahme der 
Lehrer (Prüfer), auf deren Beurteilungen sich die Entscheidung gründet, sowie 
unter Anschluß aller sonstigen Beweismittel unverzüglich der Schulbehörde 
erster Instanz vorzulegen. 

 

(3) Die Frist für die Einbringung der Berufung beginnt im Falle der 
mündlichen Verkündung der Entscheidung mit dieser, im Falle der schriftlichen 
Ausfertigung der Entscheidung jedoch mit der Zustellung. 

 

(4) Die Schulbehörde erster Instanz hat in den Fällen des Abs. 2, insoweit 
sich die Berufung auf behauptete unrichtige Beurteilungen mit "Nicht genügend" 
stützt, diese zu überprüfen. Wenn die Unterlagen nicht zur Feststellung, daß eine 
auf "Nicht genügend" lautende Beurteilung unrichtig oder richtig war, ausreichen, 
ist das Verfahren zu unterbrechen und der Berufungswerber zu einer 
kommissionellen Prüfung (Abs. 5) zuzulassen. Die Überprüfung der 
Beurteilungen bzw. die Zulassung zur kommissionellen Prüfung hat auch dann zu 
erfolgen, wenn deren Ergebnis keine Grundlage für eine Änderung der 
angefochtenen Entscheidung gibt. 

 

(5) Für die Durchführung der kommissionellen Prüfung gelten die 
Bestimmungen über die Wiederholungsprüfung (§ 23 Abs. 6) mit der Maßgabe, 
dass 

 

 1. die Prüfung unter dem Vorsitz eines Schulaufsichtsbeamten oder eines 
von diesem bestimmten Vertreters stattzufinden hat und 

 2. der Vorsitzende den Lehrer, der den betreffenden Unterrichtsgegenstand 
in der betreffenden Klasse unterrichtet hat, oder einen anderen für den 
betreffenden Unterrichtsgegenstand (das Prüfungsgebiet) lehrbefähigten 
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Lehrer als Prüfer und einen weiteren Lehrer als Beisitzer zu bestellen hat. 

Wenn eine Einigung über die Beurteilung des Ergebnisses dieser Prüfung nicht zu 
Stande kommt, entscheidet der Vorsitzende. 

 

(6) Der der Berufung stattgebenden oder diese abweisenden Entscheidung ist 
die Beurteilung zugrunde zu legen, die die Behörde nach der Überprüfung bzw. 
die Prüfungskommission nach der Durchführung der Prüfung für richtig hält. 
Sofern diese Beurteilung nicht auf "Nicht genügend" lautet, ist ein Zeugnis 
auszustellen, das diese Beurteilung enthält. 

 

(7) Im Berufungsverfahren gegen die Entscheidung der Schulbehörde erster 
Instanz darf eine kommissionelle Prüfung im Sinne der Abs. 4 und 5 nicht 
wiederholt werden. 

 

(8) In den Fällen des § 70 Abs. 1 und des § 71 Abs. 2 lit. a, lit. b, lit. c nach 
Ablegung von einer oder zwei Wiederholungsprüfungen oder nach Ablegung 
einer Nachtragsprüfung, lit. d, lit. e und lit. g ist gegen die Entscheidung der 
Schulbehörde erster Instanz ein ordentliches Rechtsmittel nicht zulässig. In den 
Fällen des § 71 Abs. 2 lit. c (sofern nicht der erste Satz Anwendung findet) und 
lit. f sowie in den Fällen der Beendigung des Schulbesuches (§ 33) geht der 
Instanzenzug der Verwaltung bis zur Schulbehörde zweiter Instanz, gegen deren 
Entscheidung kein ordentliches Rechtsmittel zulässig ist. 

 

(9) Gegen Entscheidungen, die weder im Abs. 1 noch im Abs. 2 genannt 
werden, noch in erster Instanz von einer Schulbehörde zu treffen sind, ist eine 
Berufung nicht zulässig. 

 

§ 72. (1) Schriftliche Ausfertigungen von in den Fällen des § 70 Abs. 1 und 
§ 71 Abs. 2 erlassenen Entscheidungen sind den Schülern, sofern sie jedoch nicht 
eigenberechtigt sind und Abs. 3 nicht anzuwenden ist, den 
Erziehungsberechtigten nachweislich zuzustellen. 

§ 72. (1) Schriftliche Ausfertigungen von in den Fällen des § 70 Abs. 1 
sowie in nachstehenden Angelegenheiten erlassenen Entscheidungen sind den 
Schülern, sofern sie jedoch nicht eigenberechtigt sind und Abs. 3 nicht 
anzuwenden ist, den Erziehungsberechtigten nachweislich zuzustellen: 
Entscheidung, 
 a) dass die Einstufungs-, Aufnahms- oder Eignungsprüfung nicht 

bestanden worden ist (§§ 3, 8, 28 bis 31), 
 b) betreffend den Wechsel von Schulstufen in der Grundstufe I der 

Volksschule (§ 17 Abs. 5), 
 c) dass der Schüler zum Aufsteigen nicht berechtigt ist oder die letzte 

Stufe der besuchten Schulart nicht erfolgreich abgeschlossen hat 
(Entscheidung gemäß § 20 Abs. 6, 8 und 10, Entscheidung nach 
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Ablegung von einer oder zwei Wiederholungsprüfungen, jeweils in 
Verbindung mit § 25) oder zum Übertritt in eine mindestens 
dreijährige mittlere oder in eine höhere Schule nicht berechtigt ist 
(Entscheidung gemäß § 20 Abs. 6a), 

 d) dass die Aufnahmsprüfung gemäß § 31b Abs. 4 nicht bestanden 
worden ist, 

 e) dass der Schüler auf der nächsten Schulstufe eine niedrigere 
Leistungsgruppe zu besuchen hat oder dass sein Antrag auf 
Umstufung in die höhere Leistungsgruppe für die nächste Schulstufe 
abgelehnt wird (§ 31c Abs. 6), 

 f) dass eine Reifeprüfung, eine Reife- und Diplomprüfung, eine 
Diplomprüfung, eine Abschlussprüfung, eine Zusatzprüfung oder eine 
Externistenprüfung nicht bestanden worden ist (§§ 38, 41, 42), 

 g) dass die letztmögliche Wiederholung einer Semesterprüfung 
(§ 23a) nicht bestanden worden ist. 

§ 73. (1) In den Fällen des § 70 Abs. 1 haben die zuständigen Organe über 
Ansuchen des Schülers (Aufnahmsbewerbers, Prüfungskandidaten) spätestens 
vier Wochen nach deren Einlangen, in den Fällen des § 70 Abs. 1 lit. a spätestens 
zwei Wochen nach Erfüllung sämtlicher Aufnahmsvoraussetzungen, die 
Entscheidung zu erlassen. Bei Nichteinhalten dieser Fristen geht die 
Zuständigkeit zur Entscheidung auf schriftliches Verlangen des Schülers 
(Aufnahmsbewerbers, Prüfungskandidaten) auf die Schulbehörde erster Instanz 
über. Ein solches Verlangen ist unmittelbar bei der Schulbehörde erster Instanz 
einzubringen. Das Verlangen ist abzuweisen, wenn die Verzögerung der 
Entscheidung nicht ausschließlich auf ein Verschulden des zuständigen Organes 
zurückzuführen ist. 

§ 73. (1) In den Fällen des § 70 Abs. 1 haben die zuständigen Organe über 
Ansuchen des Schülers (Aufnahmsbewerbers, Prüfungskandidaten) spätestens 
vier Wochen nach deren Einlangen, in den Fällen des § 70 Abs. 1 lit. a spätestens 
zwei Wochen nach Erfüllung sämtlicher Aufnahmsvoraussetzungen, die 
Entscheidung zu erlassen. 

(2) … (2) … 
(3) Die Schulbehörden haben über Ansuchen und Berufungen des Schülers 

(Aufnahmsbewerbers, Prüfungskandidaten) spätestens, soweit im Abs. 4 nicht 
anderes bestimmt ist, drei Monate nach deren Einbringung die Entscheidung zu 
erlassen. 

(3) Die Schulbehörden haben über Ansuchen des Schülers 
(Aufnahmsbewerbers, Prüfungskandidaten) spätestens drei Monate nach deren 
Einbringung die Entscheidung zu erlassen. 

(3a) … (3a) … 
(4) In den Fällen des § 71 Abs. 2 hat die Schulbehörde erster Instanz über 

die Berufung innerhalb von drei Wochen nach deren Einlangen bei der Schule die 
(4) Das Bundesverwaltungsgericht hat über Beschwerden in den Fällen des 

§ 70 Abs. 1 binnen drei Monaten und in den Fällen des § 72 Abs. 1 binnen drei 
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Entscheidung zu erlassen. Wochen zu erkennen. 

§ 77. … § 77. … 
 a) bis b) …  a) bis b) … 
 c) Prüfungsprotokoll über die Durchführung von Einstufungsprüfungen 

(§ 3 Abs. 6), Aufnahms- und Eignungsprüfungen (§§ 6 bis 8), 
Feststellungsprüfungen (§ 20 Abs. 2), Nachtragsprüfungen (§ 20 Abs. 
3), Prüfungen über Kenntnisse und Fertigkeiten des praktischen 
Unterrichtes (§ 20 Abs. 4), Wiederholungsprüfungen (§ 23), 
Reifeprüfungen, Reife- und Diplomprüfungen, Diplomprüfungen und 
Abschlußprüfungen (§§ 34 bis 41) und Externistenprüfungen (§ 42), 
Prüfungen in Berufungsverfahren (§ 71 Abs. 4 und 5); in den 
Prüfungsprotokollen sind die Prüfungskommission (der bzw. die 
Prüfer), die Daten des Prüfungskandidaten, die Aufgabenstellungen, 
die Beschreibung der Leistungen und ihre Beurteilung, die 
Prüfungsergebnisse und die bei der Prüfung oder auf Grund der 
Prüfungsergebnisse getroffenen Entscheidungen und Verfügungen zu 
verzeichnen. 

 c) Prüfungsprotokoll über die Durchführung von Einstufungsprüfungen 
(§ 3 Abs. 6), Aufnahms- und Eignungsprüfungen (§§ 6 bis 8), 
Feststellungsprüfungen (§ 20 Abs. 2), Nachtragsprüfungen (§ 20 Abs. 
3), Prüfungen über Kenntnisse und Fertigkeiten des praktischen 
Unterrichtes (§ 20 Abs. 4), Wiederholungsprüfungen (§ 23), 
Reifeprüfungen, Reife- und Diplomprüfungen, Diplomprüfungen und 
Abschlußprüfungen (§§ 34 bis 41) und Externistenprüfungen (§ 42), 
Prüfungen in Berufungsverfahren (§ 71 Abs. 4 und 5 in der Fassung 
vor der Novelle BGBl. I Nr. xxx/2013); in den Prüfungsprotokollen 
sind die Prüfungskommission (der bzw. die Prüfer), die Daten des 
Prüfungskandidaten, die Aufgabenstellungen, die Beschreibung der 
Leistungen und ihre Beurteilung, die Prüfungsergebnisse und die bei 
der Prüfung oder auf Grund der Prüfungsergebnisse getroffenen 
Entscheidungen und Verfügungen zu verzeichnen. 

§ 78c. (1) An zumindest dreijährigen mittleren und höheren Schulen können 
in den Schuljahren 2013/14 bis 2016/17 im Wege von Schulversuchen 
nachstehende Bestimmungen dieses Bundesgesetzes in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 9/2012 probeweise angewendet werden: §§ 11, 19, 
19a, 20, 22, 22a, 23 (in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 52/2010), 
23a, 23b, 25, 26b, 26c, 27, 29, 31e, 36, 36a (in der Fassung des Bundesgesetzes 
BGBl. I Nr. 52/2010), 42, 43, 45, 51, 55c, 61, 64, 70, 71). 

§ 78c. (1) An zumindest dreijährigen mittleren und höheren Schulen können 
in den Schuljahren 2013/14 bis 2016/17 im Wege von Schulversuchen 
nachstehende Bestimmungen dieses Bundesgesetzes in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 9/2012 probeweise angewendet werden: §§ 11, 19, 
19a, 20, 22, 22a, 23 (in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 52/2010), 
23a, 23b, 25, 26b, 26c, 27, 29, 31e, 36, 36a (in der Fassung des Bundesgesetzes 
BGBl. I Nr. 52/2010), 42, 43, 45, 51, 55c, 61, 64, 70). 

§ 82. (1) bis (5u) … § 82. (1) bis (5u) … 
 (5v) § 46 Abs. 1, § 49 Abs. 4, § 70 Abs. 1, § 72 Abs. 1 (ausgenommen lit. g), 

§ 73 Abs. 3 und 4, § 77 lit. c und § 78c Abs. 1 in der Fassung des Bundesgesetzes 
BGBl. I Nr. xxx/2013 treten mit 1. Jänner 2014 in Kraft. Gleichzeitig treten § 17 
Abs. 4 letzter Satz, § 49 Abs. 6, § 71 samt Überschrift sowie § 73 Abs. 1 zweiter, 
dritter und vierter Satz außer Kraft. § 72 Abs. 1 lit. g tritt mit 1. September 2017 
in Kraft. 

(6) … (6) … 
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Artikel 2 
Änderung des Schulunterrichtsgesetz-Novelle BGBl. I Nr. 9/2012 

39. § 70 Abs. 1 lit. c lautet: 
 „c) Besuch von Pflichtgegenständen, Freigegenständen, verbindlichen und 

unverbindlichen Übungen, des Förderunterrichtes, des Betreuungsteils 
an ganztägigen Schulen, das Überspringen einzelner 
Unterrichtsgegenstände sowie die zeitweise Teilnahme am Unterricht 
in einem höheren Semester (§§ 11, 12, 12a, 26b, 26c),“ 

 

41. In § 71 Abs. 2 wird nach lit. g folgende lit. h eingefügt: 
 „h) dass die letztmögliche Wiederholung einer Semesterprüfung (§ 23a) 

nicht bestanden worden ist,“ 

 

43. In § 71 wird nach Abs. 7 folgender Abs. 7a eingefügt: 
„(7a) Im Falle des Abs. 2 lit. h hat die Schulbehörde erster Instanz die 

behauptete unrichtige Beurteilung der Semesterprüfung mit „Nicht genügend” 
bzw. deren Nichtbeurteilung wegen vorgetäuschter Leistungen zu überprüfen. 
Wenn die Unterlagen zur Feststellung, dass eine Nichtbeurteilung oder eine auf 
„Nicht genügend” lautende Beurteilung unrichtig oder richtig war, nicht 
ausreichen, ist das Verfahren zu unterbrechen und der Berufungswerber zu einer 
neuerlichen Semesterprüfung unter dem Vorsitz eines Vertreters der 
Schulbehörde erster Instanz zuzulassen.“ 

 

44. § 71 Abs. 8 erster Satz wird die Wendung „und lit. g“ durch die Wendung „ , 
lit. g und lit. h“ ersetzt. 

 

§ 82. (1) bis (5r) … § 82. (1) bis (5r) … 
(5s) … 

 1. bis 3 … 
(5s) … 

 1. bis 3 … 
 4. § 45 Abs. 4, § 64 Abs. 13 sowie § 71 Abs. 2 lit. h sowie Abs. 7a und 8 

treten mit 1. September 2017 in Kraft, 
 4. § 45 Abs. 4 sowie § 64 Abs. 13 treten mit 1. September 2017 in Kraft, 

 5. § 19 Abs. 2 und 3a, § 22 Abs. 1 sowie § 70 Abs. 1 lit. c treten mit Ablauf 
des Tages der Kundmachung im Bundesgesetzblatt, hinsichtlich der 10. 

 5. § 19 Abs. 2 und 3a sowie § 22 Abs. 1 treten mit Ablauf des Tages der 
Kundmachung im Bundesgesetzblatt, hinsichtlich der 10. Schulstufen 
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Schulstufen von zumindest dreijährigen mittleren und höheren Schulen 
jedoch mit 1. September 2017 und hinsichtlich der weiteren Schulstufen 
dieser Schularten jeweils mit 1. September der Folgejahre 
schulstufenweise aufsteigend in Kraft, 

von zumindest dreijährigen mittleren und höheren Schulen jedoch mit 1. 
September 2017 und hinsichtlich der weiteren Schulstufen dieser 
Schularten jeweils mit 1. September der Folgejahre schulstufenweise 
aufsteigend in Kraft, 

Artikel 3 
Änderung des Schulunterrichtsgesetzes für Berufstätige, Kollegs und Vorbereitungslehrgänge 

§ 61. (1) bis (2) … § 61. (1) bis (2) … 
(3) Entscheidungen können sowohl mündlich als auch schriftlich erlassen 

werden. Sofern einem Antrag nicht vollinhaltlich stattgegeben wird, kann 
innerhalb der Berufungsfrist (§ 62 Abs. 1) eine schriftliche Ausfertigung der 
Entscheidung verlangt werden. 

(3) Entscheidungen können sowohl mündlich als auch schriftlich erlassen 
werden. Sofern einem Antrag nicht vollinhaltlich stattgegeben wird, kann eine 
schriftliche Ausfertigung der Entscheidung verlangt werden. 

Berufung 
§ 62. (1) Gegen die Entscheidungen gemäß § 61 ist, sofern ein Rechtsmittel 

nicht ausgeschlossen ist, die Berufung an die Schulbehörde erster Instanz 
zulässig. Die Berufung ist schriftlich (in jeder technisch möglichen Form, nicht 
jedoch mit E Mail) innerhalb von fünf Tagen bei der Schule, im Falle der 
Externistenprüfungen bei der Prüfungskommission, einzubringen. Der Schulleiter 
hat die Berufung unter Anschluß aller zur Verfügung stehenden Beweismittel 
unverzüglich der Schulbehörde erster Instanz vorzulegen. 

 

(2) Die Frist für die Einbringung der Berufung beginnt im Falle der 
mündlichen Verkündung der Entscheidung mit dieser, im Falle der schriftlichen 
Ausfertigung der Entscheidung jedoch mit der Zustellung. 

 

(3) In den Fällen, in denen nach Ablegung eines Kolloquiums gegen die 
Beendigung des Schulbesuches (§ 32) Berufung eingebracht wird, hat die 
Schulbehörde erster Instanz die behauptete unrichtige Beurteilung des 
Kolloquiums mit „Nicht genügend” bzw. die Nichtbeurteilung des Kolloquiums 
wegen vorgetäuschter Leistungen zu überprüfen. Wenn die Unterlagen zur 
Feststellung, dass eine Nichtbeurteilung oder eine auf „Nicht genügend” lautende 
Beurteilung unrichtig oder richtig war, nicht ausreichen, ist das Verfahren zu 
unterbrechen und der Berufungswerber zu einem neuerlichen Kolloquium, dem 
ein Vertreter der Schulbehörde erster Instanz beizuwohnen hat, zuzulassen. 

 

(4) Gegen eine Entscheidung der Schulbehörde erster Instanz ist kein  
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ordentliches Rechtsmittel zulässig. 

§ 63. (1) In den Fällen des § 61 Abs. 1 haben die zuständigen Organe über 
Anträge des Studierenden (Aufnahmsbewerbers, Prüfungskandidaten) innerhalb 
von zwei Wochen die Entscheidung zu erlassen. Bei Nichteinhaltung dieser 
Fristen geht die Zuständigkeit zur Entscheidung auf schriftlichen Antrag des 
Studierenden (Aufnahmsbewerbers, Prüfungskandidaten) auf die Schulbehörde 
erster Instanz über. Ein solcher Antrag ist unmittelbar bei der Schulbehörde erster 
Instanz einzubringen. Der Antrag ist abzuweisen, wenn die Verzögerung der 
Entscheidung nicht ausschließlich auf ein Verschulden des zuständigen Organes 
zurückzuführen ist. 

§ 63. (1) In den Fällen des § 61 Abs. 1 haben die zuständigen Organe über 
Anträge des Studierenden (Aufnahmsbewerbers, Prüfungskandidaten) innerhalb 
von zwei Wochen die Entscheidung zu erlassen. 

(2) … (2) … 
(3) Die Schulbehörden haben über Anträge und Berufungen des 

Studierenden (Aufnahmsbewerbers, Prüfungskandidaten) spätestens, soweit im 
Abs. 4 nicht anderes bestimmt ist, drei Monate nach deren Einbringung die 
Entscheidung zu erlassen. 

(3) Die Schulbehörden haben über Anträge des Studierenden 
(Aufnahmsbewerbers, Prüfungskandidaten) spätestens drei Monate nach deren 
Einbringung die Entscheidung zu erlassen. 

(4) In den Fällen des § 62 Abs. 3 hat die Schulbehörde erster Instanz über 
die Berufung innerhalb von drei Wochen nach deren Einlangen bei der Schule die 
Entscheidung zu erlassen. 

(4) Das Bundesverwaltungsgericht hat über Beschwerden gegen die 
Beendigung des Schulbesuches (§ 32) binnen drei Wochen und in den übrigen 
Beschwerdefällen binnen drei Monaten zu erkennen. 

§ 69. (1) bis (7) … § 69. (1) bis (7) … 
 (8) § 63 Abs. 1, 3 und 4 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 

xxx/2013 tritt mit 1. Jänner 2014 in Kraft. Gleichzeitig tritt § 62 samt Überschrift 
außer Kraft. 
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Artikel 4 
Änderung des Bundesgesetzes über die Berufsreifeprüfung 

Bundesgesetz über die Berufsreifeprüfung Bundesgesetz über die Berufsreifeprüfung 
(Berufsreifeprüfungsgesetz – BRPG) 

Verfahrensvorschriften 
§ 10. Auf das Verfahren betreffend die Zulassung zur Berufsreifeprüfung, 

die Anerkennung von Prüfungen und die Berufung gegen eine nicht bestandene 
Teilprüfung der Berufsreifeprüfung sind die §§ 70 und 71 des 
Schulunterrichtsgesetzes, BGBl. Nr. 472/1986, mit der Maßgabe anzuwenden, 
daß die Berufung innerhalb von zwei Wochen mit einem begründeten 
Berufungsantrag beim Vorsitzenden der Prüfungskommission einzubringen ist. 

Verfahrensvorschriften 
§ 10. Auf das Verfahren betreffend die Zulassung zur Berufsreifeprüfung 

und die Anerkennung von Prüfungen ist § 70 des Schulunterrichtsgesetzes, BGBl. 
Nr. 472/1986, anzuwenden. 

§ 12. (1) bis (9) … § 12. (1) bis (9) … 
 (10) Der Titel sowie § 10 samt Überschrift in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx/2013 treten mit 1. Jänner 2014 in Kraft. 

Artikel 5 
Änderung des Pflichtschulabschluss-Prüfungs-Gesetzes 

Verfahrensvorschriften 
§ 10. Auf das Verfahren betreffend die Zulassung zu Prüfungen, die 

Anerkennung von Prüfungen und die Berufung gegen eine nicht bestandene 
Teilprüfung sind die §§ 70 und 71 des Schulunterrichtsgesetzes, BGBl. 
Nr. 472/1986, mit der Maßgabe anzuwenden, dass die Berufung innerhalb von 
zwei Wochen mit einem begründeten Berufungsantrag beim oder bei der 
Vorsitzenden der Prüfungskommission einzubringen ist. 

Verfahrensvorschriften 
§ 10. Auf das Verfahren betreffend die Zulassung zu Prüfungen und die 

Anerkennung von Prüfungen ist § 70 des Schulunterrichtsgesetzes, BGBl. Nr. 
472/1986, anzuwenden. 

§ 13. Dieses Bundesgesetz sowie die Anlagen 1 und 2 zu diesem 
Bundesgesetz treten mit 1. September 2012 in Kraft. 

§ 13. (1) Dieses Bundesgesetz sowie die Anlagen 1 und 2 zu diesem 
Bundesgesetz treten mit 1. September 2012 in Kraft. 

 (2) § 10 samt Überschrift in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. xxx/2013 tritt mit 1. Jänner 2014 in Kraft. 
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Artikel 6 
Änderung des Schulpflichtgesetzes 1985 

§ 6. (1) bis (2b) … § 6. (1) bis (2b) … 
(2c) Ergeben sich anläßlich der Schülereinschreibung Gründe für die 

Annahme, daß das Kind die Schulreife nicht besitzt oder verlangen die Eltern 
oder sonstigen Erziehungsberechtigten eine Überprüfung der Schulreife, hat der 
Schulleiter zu entscheiden, ob das Kind die Schulreife aufweist. Vor der 
Entscheidung hat der Schulleiter erforderlichenfalls ein schulärztliches Gutachten 
einzuholen. Ferner hat er die persönliche Vorstellung des Kindes zu verlangen, 
sofern diese nicht bereits bei der Schülereinschreibung erfolgt ist oder im Zuge 
des Verfahrens nochmals erforderlich ist. Er hat auch ein schulpsychologisches 
Gutachten einzuholen, wenn dies die Eltern oder sonstigen 
Erziehungsberechtigten des Kindes verlangen oder dies zur Feststellung der 
Schulreife erforderlich erscheint und die Eltern oder sonstigen 
Erziehungsberechtigten des Kindes zustimmen. Die Entscheidung ist den Eltern 
oder sonstigen Erziehungsberechtigten unverzüglich unter Angabe der Gründe 
und der Rechtsmittelbelehrung schriftlich bekanntzugeben. Gegen die 
Entscheidung ist die Berufung an die Schulbehörde erster Instanz zulässig. Die 
Berufung ist schriftlich, telegraphisch oder mittels Telekopie innerhalb von zwei 
Wochen bei der Schule einzubringen und hat einen begründeten Berufungsantrag 
zu enthalten. Gegen die Entscheidung der Schulbehörde erster Instanz ist kein 
ordentliches Rechtsmittel zulässig. 

(2c) Ergeben sich anläßlich der Schülereinschreibung Gründe für die 
Annahme, daß das Kind die Schulreife nicht besitzt oder verlangen die Eltern 
oder sonstigen Erziehungsberechtigten eine Überprüfung der Schulreife, hat der 
Schulleiter zu entscheiden, ob das Kind die Schulreife aufweist. Vor der 
Entscheidung hat der Schulleiter erforderlichenfalls ein schulärztliches Gutachten 
einzuholen. Ferner hat er die persönliche Vorstellung des Kindes zu verlangen, 
sofern diese nicht bereits bei der Schülereinschreibung erfolgt ist oder im Zuge 
des Verfahrens nochmals erforderlich ist. Er hat auch ein schulpsychologisches 
Gutachten einzuholen, wenn dies die Eltern oder sonstigen 
Erziehungsberechtigten des Kindes verlangen oder dies zur Feststellung der 
Schulreife erforderlich erscheint und die Eltern oder sonstigen 
Erziehungsberechtigten des Kindes zustimmen. 

(2d) bis (3) … (2d) bis (3) … 
§ 7. (1) bis (4) … § 7. (1) bis (4) … 
(5) Über das Ansuchen um vorzeitige Aufnahme hat der Schulleiter ohne 

unnötigen Aufschub zu entscheiden. Die Entscheidung ist den Eltern oder 
sonstigen Erziehungsberechtigten unverzüglich - im Falle der Ablehnung unter 
Angabe der Gründe und der Rechtsmittelbelehrung - schriftlich bekanntzugeben. 
Gegen die Entscheidung ist die Berufung an die Schulbehörde erster Instanz 
zulässig. Die Berufung ist schriftlich, telegraphisch oder mittels Telekopie 
innerhalb von zwei Wochen bei der Schule einzubringen und hat einen 
begründeten Berufungsantrag zu enthalten. Gegen die Entscheidung der 

(5) Über das Ansuchen um vorzeitige Aufnahme hat der Schulleiter ohne 
unnötigen Aufschub zu entscheiden. Die Entscheidung ist den Eltern oder 
sonstigen Erziehungsberechtigten unverzüglich - im Falle der Ablehnung unter 
Angabe der Gründe und der Rechtsmittelbelehrung - schriftlich bekanntzugeben. 
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Schulbehörde erster Instanz ist kein ordentliches Rechtsmittel zulässig. 

(8) Stellt sich nach dem Eintritt in die erste Schulstufe heraus, dass die 
Schulreife (§ 6 Abs. 2b) oder die für den Schulbesuch erforderliche soziale 
Kompetenz doch nicht gegeben sind, so ist die vorzeitige Aufnahme durch den 
Schulleiter zu widerrufen. Auf das Verfahren finden der zweite bis letzte Satz des 
Abs. 5 Anwendung. Aus dem gleichen Grund können die Eltern oder sonstigen 
Erziehungsberechtigten das Kind vom Besuch der ersten Schulstufe abmelden. 
Der Widerruf und die Abmeldung sind jedoch nur bis zum Ende des 
Kalenderjahres der Aufnahme in die 1. Schulstufe zulässig. 

(8) Stellt sich nach dem Eintritt in die erste Schulstufe heraus, dass die 
Schulreife (§ 6 Abs. 2b) oder die für den Schulbesuch erforderliche soziale 
Kompetenz doch nicht gegeben sind, so ist die vorzeitige Aufnahme durch den 
Schulleiter zu widerrufen. Der Widerruf ist den Eltern oder sonstigen 
Erziehungsberechtigten unverzüglich unter Angabe der Gründe und der 
Rechtsmittelbelehrung schriftlich bekanntzugeben. Aus dem gleichen Grund 
können die Eltern oder sonstigen Erziehungsberechtigten das Kind vom Besuch 
der ersten Schulstufe abmelden. Der Widerruf und die Abmeldung sind jedoch 
nur bis zum Ende des Kalenderjahres der Aufnahme in die 1. Schulstufe zulässig. 

(9) bis (11) … (9) bis (11) … 
§ 8. (1) bis (3) … § 8. (1) bis (3) … 
(4) Gegen die Entscheidung des Bezirksschulrates können die Eltern oder 

sonstigen Erziehungsberechtigten des Kindes Berufung an den Landesschulrat 
erheben. Gegen die Entscheidung des Landesschulrates ist ein ordentliches 
Rechtsmittel nicht zulässig. 

 

§ 9. (1) bis (5) … § 9. (1) bis (5) … 
(6) Im übrigen kann die Erlaubnis zum Fernbleiben aus begründetem Anlaß 

für einzelne Stunden bis zu einem Tag der Klassenlehrer (Klassenvorstand) und 
für mehrere Tage bis zu einer Woche der Schulleiter erteilen. Die Entscheidung 
des Klassenlehrers (Klassenvorstandes) bzw. des Schulleiters ist im Instanzenzug 
der Verwaltung durch Rechtsmittel nicht anfechtbar. Für die Erlaubnis zu 
längerem Fernbleiben ist die Schulbehörde erster Instanz, für die 
allgemeinbildenden Praxisschulen gemäß § 33a Abs. 1 des 
Schulorganisationsgesetzes, BGBl. Nr. 242/1962, in der jeweils geltenden 
Fassung, jedoch der Bezirksschulrat zuständig, gegen deren Entscheidung kein 
ordentliches Rechtsmittel zulässig ist. 

(6) Im Übrigen kann die Erlaubnis zum Fernbleiben aus begründetem Anlass 
für einzelne Stunden bis zu einem Tag der Klassenlehrer (Klassenvorstand) und 
für mehrere Tage bis zu einer Woche der Schulleiter erteilen. Für die Erlaubnis zu 
längerem Fernbleiben ist die Schulbehörde erster Instanz, für die 
allgemeinbildenden Praxisschulen gemäß § 33a Abs. 1 des 
Schulorganisationsgesetzes, BGBl. Nr. 242/1962, in der jeweils geltenden 
Fassung, jedoch der Bezirksschulrat zuständig. 

§ 10. (1) … § 10. (1) … 
(2) Das Ansuchen ist beim Schulleiter schriftlich einzubringen, der es dem 

Bezirksschulrat mit seiner Stellungnahme zur Entscheidung vorzulegen hat. 
Gegen die Entscheidung des Bezirksschulrates ist kein ordentliches Rechtsmittel 
zulässig. Wird über das Ansuchen nicht innerhalb von zwei Wochen, nachdem es 
beim Schulleiter eingebracht worden ist, entschieden, so gilt es als bewilligt. 

(2) Das Ansuchen ist beim Schulleiter schriftlich einzubringen, der es dem 
Bezirksschulrat mit seiner Stellungnahme zur Entscheidung vorzulegen hat. Wird 
über das Ansuchen nicht innerhalb von zwei Wochen, nachdem es beim 
Schulleiter eingebracht worden ist, entschieden, so gilt es als bewilligt. 



  13 von 19 

 

Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
(3) Der Bezirksschulrat hat die Beurlaubung zu widerrufen, wenn die 

Voraussetzungen hiefür nicht mehr gegeben sind. Gegen eine solche 
Entscheidung des Bezirksschulrates ist kein ordentliches Rechtsmittel zulässig. 

(3) Der Bezirksschulrat hat die Beurlaubung zu widerrufen, wenn die 
Voraussetzungen hiefür nicht mehr gegeben sind. 

§ 11. (1) bis (2) … § 11. (1) bis (2) … 
(3) Die Eltern oder sonstigen Erziehungsberechtigten haben die Teilnahme 

ihres Kindes an einem im Abs. 1 oder 2 genannten Unterricht dem 
Bezirksschulrat jeweils vor Beginn des Schuljahres anzuzeigen. Der 
Bezirksschulrat kann die Teilnahme an einem solchen Unterricht innerhalb eines 
Monates ab dem Einlangen der Anzeige untersagen, wenn mit großer 
Wahrscheinlichkeit anzunehmen ist, daß die im Abs. 1 oder 2 geforderte 
Gleichwertigkeit des Unterrichtes nicht gegeben ist. Gegen die Entscheidung des 
Bezirksschulrates kann Berufung an den Landesschulrat erhoben werden; gegen 
die Entscheidung des Landesschulrates ist kein ordentliches Rechtsmittel 
zulässig. 

(3) Die Eltern oder sonstigen Erziehungsberechtigten haben die Teilnahme 
ihres Kindes an einem im Abs. 1 oder 2 genannten Unterricht dem 
Bezirksschulrat jeweils vor Beginn des Schuljahres anzuzeigen. Der 
Bezirksschulrat kann die Teilnahme an einem solchen Unterricht innerhalb eines 
Monates ab dem Einlangen der Anzeige untersagen, wenn mit großer 
Wahrscheinlichkeit anzunehmen ist, daß die im Abs. 1 oder 2 geforderte 
Gleichwertigkeit des Unterrichtes nicht gegeben ist. 

(4) Der zureichende Erfolg eines im Abs. 1 oder 2 genannten Unterrichtes ist 
jährlich vor Schulschluß durch eine Prüfung an einer im § 5 genannten 
entsprechenden Schule nachzuweisen, soweit auch die Schüler dieser Schulen am 
Ende des Schuljahres beurteilt werden. Wird ein solcher Nachweis nicht erbracht, 
so hat der Bezirksschulrat anzuordnen, daß das Kind seine Schulpflicht im Sinne 
des § 5 zu erfüllen hat. Gegen die Entscheidung des Bezirksschulrates ist kein 
ordentliches Rechtsmittel zulässig. 

(4) Der zureichende Erfolg eines im Abs. 1 oder 2 genannten Unterrichtes ist 
jährlich vor Schulschluß durch eine Prüfung an einer im § 5 genannten 
entsprechenden Schule nachzuweisen, soweit auch die Schüler dieser Schulen am 
Ende des Schuljahres beurteilt werden. Wird ein solcher Nachweis nicht erbracht, 
so hat der Bezirksschulrat anzuordnen, daß das Kind seine Schulpflicht im Sinne 
des § 5 zu erfüllen hat. 

§ 13. (1) bis (3) … § 13. (1) bis (3) … 
(4) Gegen die Entscheidungen des Bezirksschulrates gemäß Abs. 1 und 3 ist 

kein ordentliches Rechtsmittel zulässig. 
 

§ 22. (1) bis (3) … § 22. (1) bis (3) … 
(4) Die Berufsschulpflicht kann auch durch den Besuch einer nicht mit dem 

Öffentlichkeitsrecht ausgestatteten Berufsschule erfüllt werden, doch ist in 
diesem Fall der zureichende Erfolg des Unterrichtes durch eine Prüfung über den 
Jahreslehrstoff am Ende eines jeden Schuljahres an einer öffentlichen oder mit 
dem Öffentlichkeitsrecht ausgestatteten Berufsschule nachzuweisen. Wird ein 
solcher Nachweis nicht erbracht, so hat der Landesschulrat anzuordnen, daß der 
Berufsschulpflichtige fernerhin eine öffentliche oder mit dem Öffentlichkeitsrecht 
ausgestattete Berufsschule zu besuchen hat. Gegen die Entscheidung des 
Landesschulrates ist kein ordentliches Rechtsmittel zulässig. 

(4) Die Berufsschulpflicht kann auch durch den Besuch einer nicht mit dem 
Öffentlichkeitsrecht ausgestatteten Berufsschule erfüllt werden, doch ist in 
diesem Fall der zureichende Erfolg des Unterrichtes durch eine Prüfung über den 
Jahreslehrstoff am Ende eines jeden Schuljahres an einer öffentlichen oder mit 
dem Öffentlichkeitsrecht ausgestatteten Berufsschule nachzuweisen. Wird ein 
solcher Nachweis nicht erbracht, so hat der Landesschulrat anzuordnen, daß der 
Berufsschulpflichtige fernerhin eine öffentliche oder mit dem Öffentlichkeitsrecht 
ausgestattete Berufsschule zu besuchen hat. 
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§ 23. (1) bis (2) … § 23. (1) bis (2) … 
(3) Ansuchen um Befreiung vom Besuch der Berufsschule gemäß Abs. 2 

sind beim Schulleiter einzubringen. Zuständig zur Entscheidung ist der nach dem 
Wohnort des Berufsschulpflichtigen, sofern der Berufsschulpflichtige jedoch 
bereits eine Berufsschule besucht, der nach deren Standort örtlich zuständige 
Landesschulrat oder in dessen Auftrag der Schulleiter. Gegen die Entscheidung 
des Landesschulrates bzw. des Schulleiters ist kein ordentliches Rechtsmittel 
zulässig. 

(3) Ansuchen um Befreiung vom Besuch der Berufsschule gemäß Abs. 2 
sind beim Schulleiter einzubringen. Zuständig zur Entscheidung ist der nach dem 
Wohnort des Berufsschulpflichtigen, sofern der Berufsschulpflichtige jedoch 
bereits eine Berufsschule besucht, der nach deren Standort örtlich zuständige 
Landesschulrat oder in dessen Auftrag der Schulleiter. 

§ 30. (1) bis (12) … § 30. (1) bis (12) … 
(12) § 5 Abs. 2, § 8 Abs. 1, 2 und 3, § 8a, § 8b, § 18 samt Überschrift und 

§ 19 samt Überschrift dieses Bundesgesetzes in der Fassung des Bundesgesetzes 
BGBl. I Nr. 36/2012 treten mit 2. September 2012 in Kraft. 

(13) § 5 Abs. 2, § 8 Abs. 1, 2 und 3, § 8a, § 8b, § 18 samt Überschrift und 
§ 19 samt Überschrift dieses Bundesgesetzes in der Fassung des Bundesgesetzes 
BGBl. I Nr. 36/2012 treten mit 2. September 2012 in Kraft. 

 (14) § 7 Abs. 8 und § 9 Abs. 6 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. xxx/2013 treten mit 1. Jänner 2014 in Kraft. Gleichzeitig treten § 6 Abs. 2 
viertletzter bis letzter Satz, 7 Abs. 5 drittletzter bis letzter Satz, § 8 Abs. 4, § 10 
Abs. 2 zweiter Satz, § 10 Abs. 3 letzter Satz, § 11 Abs. 3 letzter Satz, § 11 Abs. 4 
letzter Satz, § 13 Abs. 4 und § 23 Abs. 3 letzter Satz außer Kraft. 

Artikel 7 
Änderung des Schülerbeihilfengesetzes 1983 

§ 13. Zuständig ist in Beihilfenangelegenheiten von Schülern § 13. In Beihilfenangelegenheiten von Schülern ist in erster und letzter 
Instanz zuständig: 

 1. …  1. … 
 2. an den nicht unter Z 1 fallenden land- und forstwirtschaftlichen Schulen 

in erster Instanz der für die Schule örtlich zuständige Landeshauptmann, 
in zweiter Instanz der Bundesminister für Unterricht, Kunst und Kultur 

 2. an den nicht unter Z 1 fallenden land- und forstwirtschaftlichen Schulen 
der für die Schule örtlich zuständige Landeshauptmann; 

 3. an den Schulen für den medizinisch-technischen Fachdienst in erster 
Instanz der für diese Schule örtlich zuständige Landeshauptmann, in 
zweiter Instanz der Bundesminister für Gesundheit; 

 3. an den Schulen für den medizinisch-technischen Fachdienst der für diese 
Schule örtlich zuständige Landeshauptmann; 

 4. an den übrigen Schulen in erster Instanz der für die Schule örtlich 
zuständige Landesschulrat, in zweiter Instanz der Bundesminister für 
Unterricht, Kunst und Kultur. 

 4. an den übrigen Schulen der für die Schule örtlich zuständige 
Landesschulrat. 
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§ 14. (1) bis (2) … § 14. (1) bis (2) … 
(3) Die Anträge sind zusammen mit den vorgeschriebenen Nachweisen der 

Bedürftigkeit bei der in erster Instanz zuständigen Behörde einzubringen. 
(3) Die Anträge sind zusammen mit den vorgeschriebenen Nachweisen der 

Bedürftigkeit bei der zuständigen Behörde einzubringen. 
(4) bis (6) … (4) bis (6) … 
§ 16. (1) … § 16. (1) … 
(2) Die Anwendung des § 57 des Allgemeinen Verwaltungsver-

fahrensgesetzes 1991 ist auch ohne Vorliegen der dort angeführten 
Voraussetzungen auf Verfahren auf Grund dieses Bundesgesetzes zulässig. 

(2) Die Anwendung des § 57 des Allgemeinen Verwaltungsver-
fahrensgesetzes 1991 ist auch ohne Vorliegen der dort angeführten 
Voraussetzungen auf erstinstanzliche Verfahren auf Grund dieses Bundesgesetzes 
zulässig. 

(3) bis (6) … (3) bis (6) … 
 (7) Das Bundesverwaltungsgericht hat über Beschwerden in 

Schülerbeihilfenangelegenheiten binnen drei Monaten zu erkennen. 
§ 26. (1) bis (15) … § 26. (1) bis (15) … 
 (16) § 13 Z 2, 3 und 4, § 14 Abs. 3 sowie § 16 Abs. 2 und 7 in der Fassung 

des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx/2013 treten mit 1. Jänner 2014 in Kraft. 

Artikel 8 
Änderung des Privatschulgesetzes 

§ 23. Behördenzuständigkeit. § 23. Behördenzuständigkeit. 
(1) Zuständige Schulbehörde erster Instanz im Sinne dieses Bundesgesetzes 

ist der örtlich zuständige Landesschulrat, soweit im folgenden nicht anderes 
bestimmt ist. 

(1) In erster und letzter Instanz zuständige Schulbehörde im Sinne dieses 
Bundesgesetzes ist, soweit Abs. 2 nicht anderes bestimmt, der örtlich zuständige 
Landesschulrat. Sachlich in Betracht kommende Oberbehörde ist der 
Bundesminister für Unterricht, Kunst und Kultur. 

(2) Der Bundesminister für Unterricht, Kunst und Kultur ist in erster Instanz 
zuständig … 

(2) Der Bundesminister für Unterricht, Kunst und Kultur ist in erster und 
letzter Instanz zuständig … 

§ 29. (1) bis (4) … § 29. (1) bis (4) … 
 (5) § 23 Abs. 1 und 2 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 

Nr. xxx/2013 tritt mit 1. Jänner 2014 in Kraft. 
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Artikel 9 
Änderung des Bundes-Schulaufsichtsgesetzes 

§ 3. Sachliche Zuständigkeit der Schulbehörden des Bundes § 3. Sachliche Zuständigkeit der Schulbehörden des Bundes 
(1) … (1) … 

 1. in erster Instanz: 
 a) der Bezirksschulrat für die allgemeinbildenden Pflichtschulen, 
 b) der Landesschulrat für die Berufsschulen sowie für die mittleren und 

höheren Schulen, ausgenommen die Zentrallehranstalten (Abs. 4), 
 c) der zuständige Bundesminister für die Zentrallehranstalten; 

 1. Der Bezirksschulrat in erster und letzter Instanz für die allgemein 
bildenden Pflichtschulen; sachlich in Betracht kommende Oberbehörden 
sind der Landesschulrat und der Bundesminister für Unterricht, Kunst 
und Kultur. 

 2. in zweiter Instanz: 
 a) der Landesschulrat für die allgemeinbildenden Pflichtschulen, 
 b) der zuständige Bundesminister für die Berufsschulen sowie für die 

mittleren und höheren Schulen, ausgenommen die Zentrallehranstalten 
(Abs. 4), 

 2. Der Landesschulrat in erster und letzter Instanz für die Berufsschulen 
sowie für die mittleren und höheren Schulen, ausgenommen die 
Zentrallehranstalten (Abs. 4); sachlich in Betracht kommende 
Oberbehörde ist der Bundesminister für Unterricht, Kunst und Kultur. 

 3. in oberster Instanz: 
 der zuständige Bundesminister für das gesamte Schulwesen im Sinne des 

§ 1. 

 3. Der Bundesminister für Unterricht, Kunst und Kultur in erster und letzter 
Instanz für die Zentrallehranstalten (Abs. 4). 

(2) bis (4) … (2) bis (4) … 
§ 24. (1) bis (5) … § 24. (1) bis (5) … 
 (6) § 3 Abs. 1 Z 1 bis 3 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 

Nr. xxx/2013 tritt mit 1. Jänner 2014 in Kraft. 

Artikel 10 
Änderung des Schülervertretungengesetzes 

§ 1. Bei jedem Landesschulrat ist eine Landesschülervertretung, beim 
Bundesministerium für Unterricht, Kunst und Sport sind eine Bun-
desschülervertretung und eine Zentrallehranstaltenschülervertretung zu errichten. 

§ 1. Bei jedem Landesschulrat ist eine Landesschülervertretung, beim 
Bundesministerium für Unterricht, Kunst und Kultur sind eine Bun-
desschülervertretung und eine Zentrallehranstaltenschülervertretung zu errichten 

§ 2. (1) … § 2. (1) … 
(2) Der Bundesschülervertretung obliegt in Fragen, die Schüler in ihrer (2) Der Bundesschülervertretung obliegt in Fragen, die Schüler in ihrer 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Schülereigenschaft betreffen und die in ihrer Bedeutung über den Bereich eines 
Landes hinausgehen, die Vertretung der Interessen der Schüler der im Abs. 1 
genannten Schulen gegenüber dem Bundesminister für Unterricht, Kunst und 
Sport, sonstigen Behörden, dem Nationalrat, dem Bundesrat sowie gesetzlichen 
Interessensvertretungen. Davon unberührt bleiben die Vertretungsrechte der 
Erziehungsberechtigten und die Schülermitverwaltung (§ 58 SchUG). 

Schülereigenschaft betreffen und die in ihrer Bedeutung über den Bereich eines 
Landes hinausgehen, die Vertretung der Interessen der Schüler der im Abs. 1 
genannten Schulen gegenüber dem Bundesminister für Unterricht, Kunst und 
Kultur, sonstigen Behörden, dem Nationalrat, dem Bundesrat sowie gesetzlichen 
Interessensvertretungen. Davon unberührt bleiben die Vertretungsrechte der 
Erziehungsberechtigten und die Schülermitverwaltung (§ 58 SchUG). 

(3) bis (5) … (3) bis (5) … 
§ 4. (1) bis (3) … § 4. (1) bis (3) … 
(4) Die Abs. 2 und 3 gelten auch für die Tätigkeit der 

Bundesschülervertretung und der Zentrallehranstaltenschülervertretung mit der 
Maßgabe, daß zur Beantwortung und zur Information das Bundesministerium für 
Unterricht, Kunst und Sport verpflichtet ist. 

(4) Die Abs. 2 und 3 gelten auch für die Tätigkeit der 
Bundesschülervertretung und der Zentrallehranstaltenschülervertretung mit der 
Maßgabe, daß zur Beantwortung und zur Information das Bundesministerium für 
Unterricht, Kunst und Kultur verpflichtet ist. 

§ 9. (1) bis (2) … § 9. (1) bis (2) … 
(3) Gegen die Richtigkeit und die Vollständigkeit des Wahlverzeichnisses 

kann jeder Wahlberechtigte (§ 8 Abs. 1 erster Satz) und jeder Wählbare (§ 8 
Abs. 2) während des Auflagezeitraumes bei der Wahlkommission Einwendungen 
erheben. Hierüber hat die Wahlkommission innerhalb von drei Tagen nach 
Beendigung des Auflagezeitraumes zu entscheiden. Gegen die Entscheidung der 
Wahlkommission ist ein ordentliches Rechtsmittel nicht zulässig. Berichtigungen 
des Wahlverzeichnisses sind in geeigneter Weise kundzumachen. 

(3) Gegen die Richtigkeit und die Vollständigkeit des Wahlverzeichnisses 
kann jeder Wahlberechtigte (§ 8 Abs. 1 erster Satz) und jeder Wählbare (§ 8 
Abs. 2) während des Auflagezeitraumes bei der Wahlkommission Einwendungen 
erheben. Hierüber hat die Wahlkommission innerhalb von drei Tagen nach 
Beendigung des Auflagezeitraumes zu entscheiden. Berichtigungen des 
Wahlverzeichnisses sind in geeigneter Weise kundzumachen. 

§ 18. (1) … § 18. (1) … 
(2) Über die Anfechtung entscheidet der Landesschulrat. Gegen die 

Entscheidung ist ein ordentliches Rechtsmittel nicht zulässig. 
(2) Über die Anfechtung entscheidet der Landesschulrat. 

§ 24. (1) Zur Abwahl des Bundesschulsprechers ist auf Antrag eines Drittels 
der Mitglieder der Bundesschülervertretung binnen zwei Wochen ab der 
Antragstellung eine interne Sitzung einzuberufen (§ 30 Abs. 2). Diese interne 
Sitzung hat binnen weiterer zwei Wochen stattzufinden. Unterbleibt die 
Einberufung dieser Sitzung, hat der Bundesminister für Unterricht, Kunst und 
Sport auf Antrag eines Drittels der Mitglieder der Bundesschülervertretung eine 
interne Sitzung zur Abwahl des Bundesschulsprechers (Stellvertreters) 
einzuberufen, welche innerhalb weiterer zwei Wochen stattzufinden hat. 

§ 24. (1) Zur Abwahl des Bundesschulsprechers ist auf Antrag eines Drittels 
der Mitglieder der Bundesschülervertretung binnen zwei Wochen ab der 
Antragstellung eine interne Sitzung einzuberufen (§ 30 Abs. 2). Diese interne 
Sitzung hat binnen weiterer zwei Wochen stattzufinden. Unterbleibt die 
Einberufung dieser Sitzung, hat der Bundesminister für Unterricht, Kunst und 
Kultur auf Antrag eines Drittels der Mitglieder der Bundesschülervertretung eine 
interne Sitzung zur Abwahl des Bundesschulsprechers (Stellvertreters) 
einzuberufen, welche innerhalb weiterer zwei Wochen stattzufinden hat. 

(2) bis (5) … (2) bis (5) … 
§ 27. (1) § 7 Abs. 1, 2 und 4 und die §§ 8 bis 18 sowie § 20 sind mit der § 27. (1) § 7 Abs. 1, 2 und 4 und die §§ 8 bis 18 sowie § 20 sind mit der 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Maßgabe anzuwenden, daß an die Stelle der Landesschülervertretung die 
Zentrallehranstaltenschülervertretung, an die Stelle der im § 6 Abs. 1 Z 1 bis 3 
genannten Schulartbereiche die im § 25 genannten Schulartbereiche, an die Stelle 
des Landesschulrates das Bundesministerium für Unterricht, Kunst und Sport 
(jedoch in den §§ 11 Abs. 2 und 18 Abs. 2 der Bundesminister für Unterricht, 
Kunst und Sport), an die Stelle des Präsidenten des Landesschulrates der Bun-
desminister für Unterricht, Kunst und Sport sowie an die Stelle des Landesschul-
sprechers und der Stellvertreter der Zentrallehranstaltensprecher und dessen 
Stellvertreter treten. 

Maßgabe anzuwenden, daß an die Stelle der Landesschülervertretung die 
Zentrallehranstaltenschülervertretung, an die Stelle der im § 6 Abs. 1 Z 1 bis 3 
genannten Schulartbereiche die im § 25 genannten Schulartbereiche, an die Stelle 
des Landesschulrates das Bundesministerium für Unterricht, Kunst und Kultur 
(jedoch in den §§ 11 Abs. 2 und 18 Abs. 2 der Bundesminister für Unterricht, 
Kunst und Kultur), an die Stelle des Präsidenten des Landesschulrates der Bun-
desminister für Unterricht, Kunst und Kultur sowie an die Stelle des Landesschul-
sprechers und der Stellvertreter der Zentrallehranstaltensprecher und dessen 
Stellvertreter treten. 

(2) § 11 Abs. 2 ist überdies mit der Maßgabe anzuwenden, daß an die Stelle 
der persönlichen Stimmabgabe die Stimmabgabe auf dem Wege durch die Post 
tritt und der Bundesminister für Unterricht, Kunst und Sport alle erforderlichen 
Vorkehrungen für die Wahrung des Wahlgeheimnisses zu treffen hat. Der 
Bundesminister für Unterricht, Kunst und Sport hat überdies durch Verordnung 
eine Frist für die Stimmabgabe festzulegen. Verordnungen zur Festlegung der 
Frist für die Stimmabgabe sind durch Anschlag an den betreffenden Schulen 
kundzumachen und treten, soweit darin nicht anderes bestimmt ist, mit Ablauf 
des Tages des Anschlages in der Schule in Kraft. Die Wahlberechtigten sind in 
geeigneter Weise auf diese Kundmachung hinzuweisen. 

(2) § 11 Abs. 2 ist überdies mit der Maßgabe anzuwenden, daß an die Stelle 
der persönlichen Stimmabgabe die Stimmabgabe auf dem Wege durch die Post 
tritt und der Bundesminister für Unterricht, Kunst und Kultur alle erforderlichen 
Vorkehrungen für die Wahrung des Wahlgeheimnisses zu treffen hat. Der 
Bundesminister für Unterricht, Kunst und Kultur hat überdies durch Verordnung 
eine Frist für die Stimmabgabe festzulegen. Verordnungen zur Festlegung der 
Frist für die Stimmabgabe sind durch Anschlag an den betreffenden Schulen 
kundzumachen und treten, soweit darin nicht anderes bestimmt ist, mit Ablauf 
des Tages des Anschlages in der Schule in Kraft. Die Wahlberechtigten sind in 
geeigneter Weise auf diese Kundmachung hinzuweisen. 

§ 30. (1) Die erste interne Sitzung einer Landesschülervertretung ist vom 
Präsidenten des Landesschulrates bis spätestens 20. September des jeweiligen 
Schuljahres einzuberufen. Die erste interne Sitzung der Bundesschülervertretung 
und die erste interne Sitzung der Zentrallehranstaltenschülervertretung sind vom 
Bundesminister für Unterricht, Kunst und Sport bis zum 15. Oktober des jewei-
ligen Schuljahres einzuberufen. 

§ 30. (1) Die erste interne Sitzung einer Landesschülervertretung ist vom 
Präsidenten des Landesschulrates bis spätestens 20. September des jeweiligen 
Schuljahres einzuberufen. Die erste interne Sitzung der Bundesschülervertretung 
und die erste interne Sitzung der Zentrallehranstaltenschülervertretung sind vom 
Bundesminister für Unterricht, Kunst und Kultur bis zum 15. Oktober des jewei-
ligen Schuljahres einzuberufen. 

(2) … (2) … 
(3) In einem Schuljahr sind höchstens vier gemeinsame Sitzungen einer 

Landesschülervertretung mit Vertretern des Landesschulrates vom Präsidenten 
des Landesschulrates, höchstens vier gemeinsame Sitzungen der Zentral-
lehranstaltenschülervertretung mit Vertretern des Bundesministeriums für Unter-
richt, Kunst und Sport und höchstens vier gemeinsame Sitzungen der Bundes-
schülervertretung mit Vertretern des Bundesministeriums für Unterricht, Kunst 
und Sport vom Bundesminister für Unterricht, Kunst und Sport einzuberufen. 
Tagungsort, Tagungszeit und Tagesordnung sind mit der Einberufung bekannt-
zugeben. 

(3) In einem Schuljahr sind höchstens vier gemeinsame Sitzungen einer 
Landesschülervertretung mit Vertretern des Landesschulrates vom Präsidenten 
des Landesschulrates, höchstens vier gemeinsame Sitzungen der Zentral-
lehranstaltenschülervertretung mit Vertretern des Bundesministeriums für Unter-
richt, Kunst und Kultur und höchstens vier gemeinsame Sitzungen der Bundes-
schülervertretung mit Vertretern des Bundesministeriums für Unterricht, Kunst 
und Kultur vom Bundesminister für Unterricht, Kunst und Kultur einzuberufen. 
Tagungsort, Tagungszeit und Tagesordnung sind mit der Einberufung bekannt-
zugeben. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
§ 31. (1) … § 31. (1) … 
(2) Die gemeinsamen Sitzungen einer Landesschülervertretung werden vom 

Präsidenten des Landesschulrates oder von einem von ihm zu bestellenden 
Beamten des Landesschulrates, die gemeinsamen Sitzungen der Zentral-
lehranstaltenschülervertretung und der Bundesschülervertretung vom Bundes-
minister für Unterricht, Kunst und Sport oder von einem von ihm zu bestellenden 
Beamten des Bundesministeriums für Unterricht, Kunst und Sport geleitet. 

(2) Die gemeinsamen Sitzungen einer Landesschülervertretung werden vom 
Präsidenten des Landesschulrates oder von einem von ihm zu bestellenden 
Beamten des Landesschulrates, die gemeinsamen Sitzungen der Zentral-
lehranstaltenschülervertretung und der Bundesschülervertretung vom Bundes-
minister für Unterricht, Kunst und Kultur oder von einem von ihm zu 
bestellenden Beamten des Bundesministeriums für Unterricht, Kunst und Kultur 
geleitet. 

§ 34. (1) bis (3) … § 34. (1) bis (3) … 
(4) Zu gemeinsamen Sitzungen der Zentrallehranstaltenschülervertretung 

und der Bundesschülervertretung kann der Bundesminister für Unterricht, Kunst 
und Sport zwei Vertreter der Zentralausschüsse beim Bundesministerium für 
Unterricht, Kunst und Sport, zwei Vertreter von repräsentativen Jugendorganisa-
tionen und zwei Vertreter von repräsentativen Eltern- und Familienorganisationen 
als Beobachter einladen. 

(4) Zu gemeinsamen Sitzungen der Zentrallehranstaltenschülervertretung 
und der Bundesschülervertretung kann der Bundesminister für Unterricht, Kunst 
und Kultur zwei Vertreter der Zentralausschüsse beim Bundesministerium für 
Unterricht, Kunst und Kultur, zwei Vertreter von repräsentativen Jugendorganisa-
tionen und zwei Vertreter von repräsentativen Eltern- und Familienorganisationen 
als Beobachter einladen. 

§ 37. Für die Sacherfordernisse der Schülervertretungen und für die 
Besorgung ihrer Kanzleigeschäfte ist im Rahmen der Landesschulräte bzw. des 
Bundesministeriums für Unterricht, Kunst und Sport Vorsorge zu treffen. Die 
Kosten hat der Bund zu tragen. 

§ 37. Für die Sacherfordernisse der Schülervertretungen und für die 
Besorgung ihrer Kanzleigeschäfte ist im Rahmen der Landesschulräte bzw. des 
Bundesministeriums für Unterricht, Kunst und Kultur Vorsorge zu treffen. Die 
Kosten hat der Bund zu tragen. 

§ 38. (1) bis (3) … Inkrafttreten, Außerkrafttreten 
§ 38. (1) bis (3) … 

(4) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist der Bundesminister für 
Unterricht, Kunst und Sport betraut. 

(4) § 1, § 2 Abs. 2, § 4 Abs. 4, § 24 Abs. 1, § 27 Abs. 1 und 2, § 30 Abs. 1 
und 3, § 31 Abs. 2, § 34 Abs. 4, § 37, die Überschrift des § 38 und § 39 samt 
Überschrift in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx/2013 treten mit 
1. Jänner 2014 in Kraft. Gleichzeitig treten § 9 Abs. 3 vorletzter Satz und § 18 
Abs. 2 letzter Satz außer Kraft. 

 Vollziehung 
§ 39. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist der Bundesminister für 

Unterricht, Kunst und Kultur betraut. 
 


